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Gesetzgeber plant 
Änderungen beim Zugang zur 
medizinischen Rehabilitation 
Mit dem Reha- und-Intensivpfle-
ge-Stärkungsgesetz (RISG) will die 
Bundesregierung Versicherten den 
Zugang zu Leistungen der medizi-
nischen Rehabilitation erleichtern. 
Hierzu gehört eine Stärkung des 
Wunsch- und Wahlrechts. Ebenso 
soll dem Grundsatz „Reha vor Pflege“ 
mehr Aussagekraft verliehen wer-
den. Auch für Kinder und Jugendli-
che sind Verbesserungen geplant. 
Die Deutsche Rheuma-Liga spricht 
sich für Nachbesserungen aus. 

Rehabilitation ist ein wichtiger 
Baustein in der Versorgung rheu-
makranker Menschen – bis ins 
hohe Alter hinein. Die Reha-Maß-
nahmen führen zu einer verbes-
serten Beweglichkeit und mindern 
die psychosoziale Belastung der 
Betroffenen. Reha kann wesent-
lich dazu beitragen, die Arbeits- 
und Erwerbstätigkeit zu erhalten. 
„Vom Grundsatz her begrüßen 
wir als Deutsche Rheuma-Liga 
deshalb die Absicht von Bundes-
gesundheitsminister Jens Spahn. 
Dennoch sehen wir in einigen 
Punkten einen Nachbesserungs-
bedarf “, sagt Rotraut Schmale-
Grede, Präsidentin des Selbsthil-
feverbands. Bisher handelt es sich 
um einen Referentenantrag.

Mehrkosten bei Wunsch- 
und Wahlrecht abschaffen

Entscheiden sich Versicherte für 
eine andere als von der Kran-

kenkasse bestimmte Reha-Ein-
richtung, müssen sie bisher die 
Mehrkosten selber tragen. Nach 
den neuen Regelungen sollen die-
se Kosten künftig auf die Hälfte 
der anfallenden Mehrkosten ge-
schränkt werden. Sein Wunsch- 
und Wahlrecht auszuüben, darf 
aber nicht von den finanziellen 
Möglichkeiten des Einzelnen 
abhängig sein. Die Rheuma-Li-
ga setzt sich seit langem dafür 
ein, dass der Mehrkostenvorbe-
halt bei der Wahrnehmung des 
Wunsch- und Wahlrechts kom-
plett abgeschafft wird.

Beschränkung auf geriatri-
sche Reha reicht nicht

Verordnet ein Vertragsarzt eine 
geriatrische Rehabilitation und 
berücksichtigt dabei geeignete 
Abschätzungsinstrumente, ent-
fällt mit den neuen Regelungen 
die Prüfung durch die Kranken-
kasse. Bei allen anderen Indika-
tionen kann die Krankenkasse 
die Verordnung nur ablehnen, 
wenn der Medizinische Dienst 
der Krankenkassen eine Not-
wendigkeit verneint. Außerdem 
wird die Dauer der geriatrischen 
Reha verlängert: Sie soll statio-
när drei Wochen und ambulant 
20 Behandlungstage betragen. 
Für die geriatrische Reha wird 
damit zum Regelfall, was für alle 
anderen Indikationen die Ober-
grenze darstellt. Diese Neure-

gelungen greifen aus Sicht der 
Rheuma-Liga zu kurz. Die Stär-
kung des Grundsatzes „Reha vor 
Pflege“ ist wichtig und richtig, 
die Beschränkung allein auf die 
geriatrische Reha jedoch nicht 
nachvollziehbar. Darüber hinaus 
müssen die Abschätzungsinstru-
mente so gestaltet sein, dass auch 
die individuelle körperliche Mo-
bilität und eventuelle Funktions-
einschränkung als wichtige Para-
meter berücksichtigt werden. 

Ältere Rheuma-Betroffene 
haben erhöhten Reha-
Bedarf 

Die Änderung hilft sicherlich vie-
len alten Menschen länger in der 
häuslichen Umgebung leben zu 
können. Allerdings besteht hier 
die Gefahr, dass sich ein verein-
fachter Zugang zur geriatrischen 
Rehabilitation negativ auf die Si-
tuation älterer Menschen mit ei-
ner entzündlich-rheumatischen 
Erkrankung auswirkt. Denn die-
se profitieren im Alter zum einen 
eher von einer indikationsspezifi-
schen Reha, denn von einer aus-
schließlich geriatrischen Maß-
nahme. Zum anderen haben 
rheumakranke Menschen allein 
aufgrund ihrer Erkrankung ei-
nen erhöhten Rehabilitationsbe-
darf. „Es wäre daher mindestens 
erforderlich, den vereinfach-
ten Zugang sowie die Dauer der 
Reha-Maßnahme auf andere Per-
sonengruppen auszudehnen. Im 
Idealfall wird eine einheitliche 
Regelung für Zugang und Dauer 
der medizinischen Rehabilitati-
on geschaffen. Denn nicht selten 
werden Leistungen der medizini-
schen Rehabilitation, insbeson-

dere der ambulanten und mobi-
len Reha, für weniger als 20 Tage 
erbracht“, sagt Rotraut Schmale-
Grede. 

Die Regelungen betreffen die 
vertragsärztliche Versorgung. Im 
Rahmen der Anschlussheilbe-
handlung sind es Krankenhaus-
ärzte, die den Rehabilitationsbe-
darf feststellen. Die Neuregelung 
sollte daher auch auf den Perso-
nenkreis ausgedehnt werden, der 
direkt vom Krankenhaus in die 
Rehaklinik verlegt wird.

Jüngere Rheumatiker mit ei-
nem höheren Pflege- und Un-
terstützungsbedarfs dürfen 
nicht zur Zielgruppe geriatri-
scher Rehabilitationseinrichtun-
gen werden. Denn viele Reha-
bilitationskliniken weigern sich 
schwerstbetroffene Menschen 
aufzunehmen, da diese eine in-
tensivere Betreuung und Pfle-
ge benötigen, die die Klinik oft 
nicht leisten kann oder will. Die 
Rehabilitationsmaßnahme muss 
altersgerecht, individuell und be-
darfsgerecht erfolgen. 

Kinder und Jugend-Reha 
einheitlich gestalten

Zwischen zwei Reha-Maßnah-
men müssen derzeit in der Regel 
vier Jahre vergehen. Diese Rege-
lung soll künftig für Kinder und 
Jugendliche, die das 18. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, 
entfallen. Auch hier halten wir 
es für notwendig, dass die Re-
gelungen des SGB  V (Gesetzli-
che Krankenversicherung) und 
SGB VI (Gesetzliche Rentenver-
sicherung) zur Leistungsdauer 
der Kinder- und Jugendreha ein-
heitlich ausgestaltet werden. 
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